Rede von Nuray Yildirim zum Haushalt des Magistrats in der Stavo  vom 20.2.2006 

Frau Stadtverordnetenvorsteherin, meine Damen und Herren, liebe Gäste

AUF-Kassel lehnt den vorliegenden Haushalt aus grundsätzlichen Überlegungen ab. Angesichts der Armut und der Arbeitslosigkeit in der Stadt ist dieser Haushalt unsozial und ungerecht.

In Kassel sind etwa 20 % der Bevölkerung von Hartz IV, Sozialhilfe oder Arbeitslosengeld abhängig.  Jedes 3. Kind oder Jugendlicher in der Stadt bis 15 Jahren ist arm. 

Die Beschlüsse der Bundesregierung, Hartz IV für junge Erwachsene bis 25 Jahre um 20 % zu kürzen, wird die Lebenssituation vieler Familien auch hier in der Stadt weiter erschweren. Sie wissen, dass immer mehr Menschen die Kasseler Tafel oder ähnliche Einrichtungen aufsuchen, weil ihnen das Geld nicht mehr reicht. Trotzdem hat die Mehrheit von SPD, CDU, FDP und Bündnis90/Die Grünen einen Antrag zur  Erhöhung der Heizkostenpauschalen abgelehnt.

Sollen sich doch die Hartz IV-Empfänger bei den unverschämten Energiepreisen warme Gedanken machen, dann werden sie schon nicht frieren. 

Sie stimmen den Kürzungen im Sozialhilfeetat zu und lehnten letztes Jahr die Einführung eines Sozialpasses ab.  

Mit der Verabschiedung des Haushaltssicherungskonzept beginnt in Kassel eine neue Qualität von Streichungen. 90 Stellen sollen in der Stadtverwaltung abgebaut werden. 

Und das bei der bereits vorhandenen hohen Arbeitslosigkeit. Die jugendlichen Auslerner bei der Stadt und den Eigenbetrieben haben kaum Chancen übernommen zu werden.

Über Stellenabbau im Klinikum und bei der KVG wird schon heftig spekuliert. Die einzige Antwort, die die großen Parteien den Menschen in Kassel also geben können heißt weitere Entlassungen. 

Wie so die Arbeitslosigkeit in Kassel bekämpft werden soll, darauf hätten wir gerne mal eine Antwort. Außer von der SPD. Die will ja, dass die Sonne Arbeit schafft.

Sie liegen mit dieser Politik voll im Bundes- und Landestrend.

Minister Tiefensee von der SPD forderte vor wenigen Wochen einen weiteren Stellenabbau in den neuen Bundesländern. Und Herr Koch, der will  in Hessen die Arbeitszeit am liebsten auf 42 oder noch mehr Stunden verlängern. Natürlich wird auch das nur zu weiteren Entlassungen im Lande führen. 

AUF-Kassel schlägt vor, die Arbeitszeit auf 30 Stunden bei vollem Lohnausgleich zu verkürzen.

Wir begrüßen die Streiks im Öffentlichen Dienst, gegen die Einführung der 40-Stunden-Woche ohne Lohnausgleich. 

Es sind nicht die Beschäftigten, die für die Finanzierungslücken in kommunalen-, Landes – oder im Bundeshaushalt verantwortlich sind.

Und offensichtlich haben die keine Lust ihren Kopf für Fehlentscheidungen der Politiker hinzuhalten.  

Unser Problem ist nicht die Alterspyramide. Die Produktivität der Arbeit steigt Jahr für Jahr. Immer weniger Beschäftigte sind notwendig, um das Rentenaufkommen zu erarbeiten.

Die Ursachen dafür, dass überall Geld fehlt, sind neben der hohen Arbeitslosigkeit die Steuer- und Finanzpolitik der Bundes- und Landesregierungen. 

Von Kohl über Schröder bis zur großen Koalition unter Frau Merkel. SPD, CDU, Bündnis90/Die Grünen und FDP. 

Sie haben die Reichen, Konzerne und Multis mit ihrer neoliberalen Politik bedient. 

In ihren Regierungszeiten wurden Steuern wie die Vermögenssteuer abgeschafft, Gewinne können in Verluste verwandelt werden, Arbeitsplatzvernichtung wird steuerlich subventioniert usw. 

Professor Lorenz Jarass, ehemaliges Mitglied der Kommission zur Reform der Unternehmensbesteuerung stellte in einem Beitrag zur Steuer- und Finanzpolitik fest, dass in der BRD jährlich über 30 Milliarden € mehr Steuereinnahmen erzielt würden, wenn die Unternehmens- und Vermögenseinkommen genauso hoch besteuert würden, wie in den übrigen 15 EU-Länder. 

Steuerparadies Deutschland, kann man da nur sagen. 

Jährlich wird eine zweistellige Milliardensumme an Steuergeldern in Bund, Ländern und Gemeinden verschleudert. Und niemand wird dafür zur Verantwortung gezogen. 

Das vorhandene Steueraufkommen, das inzwischen zu fast 77  % von der großen Masse der Bevölkerung erbracht wird, wird dagegen immer ungerechter verteilt.

Dazu nur ein kleines Beispiel. Während die Landesregierung in Hessen im sozialen Bereich und bei der Bildung kürzt, hat sie Geld um das Schloss eines Parteifreundes mit alten Geweihen für 13 Mio. € zu kaufen. 

Ich wundere mich sehr, dass die Vertreter von SPD, CDU, Bündnis90/Die Grünen und der FDP den Menschen in Kassel nicht sagen, welche Verantwortung sie für diese ganzen Ungerechtigkeiten haben.

In den Medien, aus den Parteizentralen oder den Regierungen wird die Bevölkerung nur noch als Problem diffamiert. 

Wir werden zu alt, wir haben zu viel Lohn und zu viel Urlaub. Wir sind zu oft krank oder wir haben über unsere Verhältnisse gelebt.

Wir haben zu wenige Kinder und haben immer nur an uns gedacht. Und das sagen uns Leute, die an Privilegien und Luxus mehr als genug haben. 

Und Politiker, die sich mit allen nur vorstellbaren Vorteilen bedacht haben.

Die Schwarz-rote Regierung baut im Eiltempo soziale Rechte ab. Dabei geht es nicht um den Erhalt des Sozialstaates oder darum die Wirtschaft wettbewerbsfähig zu machen.Das ist die schon, wie man am ständig wachsenden Außenhandelsüberschuss feststellen kann.

Nein, es geht um die Zerschlagung sozialer Errungenschaften.

Im Mittelpunkt dieser Politik, steht  nicht eine Solidargemeinschaft, 

in der die Stärkeren die  Schwächeren unterstützen. Die Armen, die Arbeitslosen, die alten Menschen, die Kranken, die Behinderten.

Sollen sie doch selbst sehen, wie sie über die Runden kommen. 

Wer kein Geld hat, der hat halt Pech gehabt. Wer sich den Arzt oder Medikamente nicht leisten kann, der stirbt halt früher. 

Wer kein Geld für eine private Altersversicherung  hat, der ist im Alter halt arm. Und wer keinen Job mehr findet, der soll doch selbst sehen wie er klar kommt. 

Angesichts der Armut in der Stadt ist es unverantwortlich wie sie Steuergelder für Projekte wie den Neubau von Kassel-Calden oder eine Multihalle verschleudern.

Am Neubau von  Calden wird eisern festgehalten, obwohl es keine belastbaren Zahlen über Passagiere und entstehende Arbeitsplätze gibt. Erst vor kurzem wurde von Fachleuten in der Evangelischen Akademie Hofgeismar das Konzept kritisiert. 

Aber Kritiken und die ganzen Erfahrungen mit anderen Regionalflughäfen werden einfach unter den Tisch gewischt. 

Der OB Hilgen leistete einen bemerkenswerten Beitrag zum Thema Konkurrenz mit Flughäfen wie Paderborn.

Ihm sei das Wohl der Menschen hier wichtiger, als das Wohl der Einwohner anderer Städte, wurde er in der Presse zitiert.

Angesichts dieser Aussagen muss man sich schon fragen, ob wir eigentlich in der Bundesrepublik leben oder in der unabhängigen Republik Nordhessen mit der Hauptstadt Kassel, Herr Hilgen.  

AUF-Kassel geht davon aus, dass in Calden in erster Linie ein Frachtflughafen mit Nachtflügen gebaut werden soll. 

Die Fraport hat offensichtlich so großen Einfluss auf die politischen Entscheidungsträger verschiedener Ebenen, dass der Bau unbedingt durchgezogen werden soll.

Es sei denn der Widerstand der Bevölkerung verhindert das. 

Wir unterstützen das Bürgerbegehren „Leere Kassen – Calden lassen.“ Viele Menschen begreifen, dass in Calden Steuergelder verschwendet werden. 

AUF-Kassel nimmt an, dass nach den Kommunalwahlen die Privatisierung kommunaler Einrichtungen eingeläutet wird. Die Anträge der FDP, die sogar Ampelanlagen privatisieren will, sind zwar abgelehnt worden.

Wir werden SPD und CDU aber ihre Presseerklärungen in denen sie die Privatisierung der GWG ablehnen, zur gegebenen Zeit noch unter die Nase halten.

Es gibt in allen großen Fraktionen Befürworter von Privatisierungsplänen.

Wir lehnen die   Privatisierung kommunaler Einrichtungen ab. 

Die bisherigen Erfahrungen mit den  Auswirkungen für die Beschäftigten und für die Versorgung der Bevölkerung sind durchweg negativ.  Die Beschäftigten werden geringer bezahlt, haben schlechtere Arbeitsbedingungen und sind von Entlassungen bedroht.

Preise steigen und die Qualität der Versorgung wird schlechter. Verkauft werden in erster Linie die profitabelsten Betriebe. 

Die privaten Betreiber haben nicht das Ziel, die Grundversorgung der Bevölkerung zu sichern. Sie sind in erster Linie an möglichst hohen Profiten interessiert. 

AUF-Kassel fordert schon seit längerem den Magistrat auf mit den Gläubigern Verhandlungen über eine Streichung der Altschulden und ein Zinsmoratorium zu führen. 

Das ist im Insolvenzverfahren und auch bei Umschuldungsverhandlungen international durchaus üblich.

45 Mio. € gibt man in Kassel jährlich aus, damit die Gewinne der Banken stimmen und deren Aktionäre bedient werden.

Ich brauche nicht zu sagen, dass dieses Geld sinnvoll verwendet werden kann. 

AUF-Kassel denkt, dass ein spürbarer Abbau der Schulden der Stadt, ohne eine solche Schuldenstreichung gar nicht möglich sein wird. 

Mit unserem Antrag die dringendsten Sanierungsmaßnahmen in der KiTa Wehlheiden zu finanzieren, wollen wir dieser Einrichtung eine weitere Perspektive ermöglichen. 

Tatsächlich geht es dem Magistrat wohl darum, genau dies zu verhindern.

Das Argument ist wie auch bei den meisten nicht angenommenen Anträgen aus den Ortsbeiräten immer gleich : „ Alles schön und gut. Aber es ist kein Geld da. Wir müssen sparen.“ Dies stimmt natürlich nicht.

Wie schon erwähnt, sollen in Calden Millionen versenkt werden. 

Weiter sind 11 Millionen für Vorleistungen bei der Multifunktionshalle vorgesehen. Für die Überdachung der Wilhelmsstraße sind 500 000 Euro vorgesehen. Für alles das ist Geld da.

Hinter dem Gerede vom Sparen verbirgt sich also nur eine Politik der Umverteilung großen Stils zu Lasten der Beschäftigten, des Sozialbereichs und vor allem der Jugend. Daher müssen wir nein sagen zu diesem Haushalt. 

SPD, CDU und die Grünen verhalten sich merkwürdig ruhig in den ganzen Debatten.

Einerseits ist das zu verstehen, weil man ja für die katastrophale Finanzlage der Stadt mitverantwortlich ist. 

Und da könnten Profilierungsversuche im Wahlkampf auf Kosten der politischen Konkurrenten leicht zum Eigentor werden.

Es scheint aber auch so zu sein, dass dieser Kurs des weiteren Sozialabbaus in Kassel von ihnen allen so mitgetragen wird. 

Dieses klare Bekenntnis allerdings vermisst man auf ihren Wahlplakaten. 

Wir setzen darauf, dass sich die Menschen auf Dauer kein X für ein U vormachen lassen. Und aktiv werden gegen die sozialen Ungerechtigkeiten. 

Eine solche Entwicklung werden wir nach Kräften unterstützen. 

Vielen Dank
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